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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 09.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik

In der Herbstsession 2020 machte sich der Nationalrat an die Beratung des Covid-19-
Gesetzes, was mit 10 Mehrheits-, 33 Minderheits- und 27 Einzelantrégen eine lange
Sache zu werden versprach. Flr die Kommission erklarten Philippe Nantermod (fdp, VS)
und Ruth Humbel (cvp, AG) den Rahmen des Gesetzes. Dieses definiere, «was der
Bundesrat tun darf, um die Auswirkungen der Covid-19-Epidemie auf Gesellschaft,
Wirtschaft und Behoérden zu bekémpfen», fasste Ruth Humbel seinen Inhalt zusammen.
Damit wirde «Notrecht in ordentliches Recht Uberfihrt» und entsprechend fir einen
Teil der 18 seit Marz 2020 geschaffenen Verordnungen, die sich direkt auf die
Verfassung gestitzt hatten, eine gesetzliche Grundlage geschaffen, erklarte
Bundeskanzler Walter Thurnherr, der den Bundesrat in der Debatte vertrat. Das Covid-
19-Gesetz solle gemass den Kommissionssprechenden Uberdies dringlich erklart, aber
nur bis Ende 2021 (einzelne Ausnahmen bis Ende 2022) glltig sein; hier war der
Bundesrat den Vernehmlassungsteilnehmenden entgegengekommen. Einerseits stellte
Philippe Nantermod das Gesetz als Rickkehr zum «normalen Recht» dar, betonte
jedoch auch, dass es dem Bundesrat sehr wichtige Kompetenzen erteile. Die SGK-NR
sei sich aber einig gewesen, dass das Gesetz notig sei; entsprechend sei sie einstimmig
darauf eingetreten und habe die Vorlage schliesslich mit 18 zu 6 Stimmen bei 1
Enthaltung angenommen. Ruth Humbel ergénzte ausdrtcklich, dass es - entgegen der
zahlreichen Briefe, die sie diesbezuglich empfangen habe - im Covid-19-Gesetz weder
um Impfungen im Allgemeinen noch um eine Impfpflicht im Speziellen gehe.

In der nachfolgenden Behandlung nahm der Nationalrat zahlreiche Anderungen am
bundesratlichen Entwurf vor und nahm die neue Version zum Schluss deutlich an.

Vor der Detailberatung lagen dem Nationalrat aber ein Antrag Addor (svp, VS) auf
Nichteintreten sowie ein Antrag Schwander (svp, SZ) auf Riickweisung des Gesetzes an
den Bundesrat vor. Jean-Luc Addor begrindete seinen Nichteintretensantrag damit,
dass dem Bundesrat keine Blankovollmacht ausgestellt werden dirfe, sondern dass das
Parlament notige Massnahmen per ordentlichem Gesetz erlassen solle. Die aktuellen
Massnahmen seien unverhéltnismassig und nur aufgrund kunstlich aufrechterhaltener
Angst durchsetzbar, kritisierte er. Diese «Gesundheitsdiktatur» musse entsprechend
beendet werden. Pirmin Schwander begriindete seinen Ordnungsantrag éhnlich: Der
Bundesrat solle sich zuklUnftig nicht auf Notrecht stitzen, sondern die
Bundesversammlung flr dringende Bundesbeschlisse einberufen. Dabei ging er davon
aus, dass die bestehenden Bundesbeschlisse zu den Finanzausgaben zur Bekdmpfung
der Folgen der Corona-Pandemie ausreichten, und betonte, dass der Bundesrat
ansonsten dort Licken schliessen solle, wo dies noch nétig sei. Philippe Nantermod
entgegnete im Namen der Kommission, dass es im Gesetz eben nicht nur um Budgets
und Haushaltsbefugnisse gehe, sondern auch um den Rahmen flr die Umsetzung der
finanziellen Bestimmungen. Entschiede sich der Rat flr Nichteintreten, wirden
Uberdies alle geltenden Bundesratsverordnungen hinfallig, ~wodurch die
entsprechenden Entlastungsmassnahmen - zum Beispiel im Rahmen der EO - entfallen
wirden. Mit 173 zu 18 Stimmen sprach sich der Rat in der Folge gegen den
Ordnungsantrag Addor und mit 163 zu 26 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) gegen den
Ordnungsantrag Schwander fir Eintreten aus. Die ablehnenden Stimmen stammten
jeweils aus der SVP-Fraktion.

Anschliessend folgte die Detailberatung, bei der die verschiedenen Artikel in
unterschiedlichem Masse umstritten waren. Bereits beim ersten Artikel, welcher den
Gegenstand des Gesetzes zum Inhalt hatte, nahm der Nationalrat einige Anderungen
vor. In der bundesratlichen Version besagte der Artikel nur, dass es im Gesetz
ausschliesslich um die Bewaltigung der Covid-19-Pandemie geht und dass der
Bundesrat auch die Kantone in die Erarbeitung von Massnahmen einbezieht, wenn sie in
ihrer Zustandigkeit betroffen sind - eine Konzession, die der Bundesrat nach der
Vernehmlassung an die Kantone gemacht hatte. Diesen Einbezug wollte die SGK-NR auf
die Sozialpartner, eine Minderheit Prelicz-Huber (gp, ZH) sowie Einzelantrédge der SPK-
NR und der KVF-NR auch auf Verbadnde der Gemeinden und Stadte ausdehnen. Damit
die Massnahmen zufriedenstellend umgesetzt werden kénnten, sei es wichtig, dass alle
wichtigen Akteure einbezogen wuirden, erklarte Katharina Prelicz-Huber. Fir den Bund
seien bei der Umsetzung nur die Kantone direkte Ansprechpartner, zudem seien
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Gemeinden und Stadte vom Covid-19-Gesetz gar nicht direkt betroffen, erwiderte
hingegen der Kommissionssprecher. Dennoch folgte der Rat sowohl der
Kommissionsmehrheit bezlglich der Kantone als auch der Minderheit Prelicz-Huber
sowie den Einzelantrdgen bezlglich der Stddte und Gemeinden deutlich (191 zu 3
Stimmen; 150 zu 43 Stimmen bei 2 Enthaltungen). Doch nicht nur Kantone, Staddte und
Gemeinden, auch die Organe der Bundesversammlung sowie die Prasidentinnen oder
Prasidenten der zustdndigen Kommission wollte der Nationalrat in dringlichen Féllen
einbezogen wissen. Er folgte dabei zwei Einzelantrédgen Rutz (svp, ZH) und stellte sich
damit gegen Antrége seiner Kommission (153 zu 39 Stimmen bei 1 Enthaltung; 192 zu 2
Stimmen bei 1 Enthaltung). Kommissionssprecher Nantermod hatte diese Forderungen
zuvor mit der Begrindung abgelehnt, dass die Anhdérung des Parlaments beim
ordentlichen Recht, um das es hier gehe, bereits im Parlamentsgesetz geregelt sei.
Erfolgreich waren auch die Einzelantrége Glattli (gp, ZH) und Grater (svp, LU), welche
die Einreichung von fakultativen Referenden temporar ohne
Stimmrechtsbescheinigungen maoglich machen und die Bundeskanzlei mit der
nachtraglichen Bescheinigung der Stimmen bei den Gemeinden beauftragen wollten
(140 zu 52 Stimmen bei 2 Enthaltungen). Stillschweigend nahm der Rat zudem einen
Vorschlag der Kommission an, wonach sich der Bundesrat zum Erlass seiner
Massnahmen an verfligbare Daten beziiglich Uberlastung des Gesundheitssystems,
Sterblichkeit sowie schwerer Krankheitsverlaufe orientieren solle. Abgelehnt wurden
hingegen eine Anderung des Ziels des Gesetzes hin zu einer Bekdmpfung der
Ubersterblichkeit infolge der Covid-19-Epidemie anstelle der Bekdmpfung der
Epidemie selber, wie es der Bundesrat formuliert hatte (Einzelantrag Nidegger, svp, GE:
141 zu 52 Stimmen) sowie ein Minderheitsantrag Glarner (svp, AG; 137 zu 54 Stimmen),
der das Subsidiaritatsprinzip ausdricklich im Gesetz verbriefen wollte. Zuerst musse
auf Eigenverantwortung und kantonale Mittel gesetzt werden, bevor der Bund eingreife,
begriindete Thomas de Courten (svp, BL) diesen Minderheitsantrag. Die
Kommissionsmehrheit erachtete eine solche Klarstellung als unndtig, zumal das
Subsidiaritatsprinzip bereits in der Verfassung verankert sei.

Besonders umstritten waren die Bestimmungen zum Auslander- und Asylbereich, die
mit zahlreichen Minderheits- und Einzelantrdgen hinterfragt wurden. Hier sah das
Covid-19-Gesetz vor, dem Bundesrat die Kompetenz zu erteilen, vom AIG und
Asylgesetz abweichende Bestimmungen bezlglich Einreise, gesetzlicher Fristen und
Unterbringung von Asylsuchenden zu erlassen. Eine erfolgreiche Kommissionsmehrheit
wollte jedoch die Einreisebeschrankungen beim Familiennachzug und bei
Konkubinatspartnerinnen und -partnern und ihren Kindern von dieser Moglichkeit
ausschliessen, um Ubermassig lange Familientrennungen wie beim Lockdown im
Frihling zu verhindern. Zudem wollte eine Minderheit Meyer (sp, ZH) den Zugang zu
Asylverfahren ausdricklich gewahrleisten, um zu verhindern, dass die Moglichkeiten fur
Asylsuchende, einen Asylantrag zu stellen, wie im Fruhling eingeschrankt wirden. Dies
widerspreche dem zwingenden Vdlkerrecht, betonte sie. Die Kommissionssprechenden
Nantermod und Humbel lehnten eine entsprechende Regelung ab, zumal sie dem
zwingenden Volkerrecht angehdére und somit in jedem Fall anwendbar sei.
Entsprechend sprach sich der Nationalrat auch mit 122 zu 71 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
fur den Vorschlag der Kommission und gegen den Minderheitsantrag Meyer aus.

Die ubrigen Antrége in diesem Themengebiet waren ebensowenig erfolgreich. Eine
Minderheit Crottaz (sp, VD) schlug vor, die Fristen nicht nur wie vom Bundesrat
beantragt beim Familiennachzug, dem Erléschen von Aufenthaltsbewilligungen und der
Erneuerung von biometrischen Ausweisen verlangern zu kénnen, sondern auch bei der
Ausreise, beim Erléschen von Asyl und bei vorldufigen Aufnahmen. Man kénne die
betroffenen Personen nicht zwingen, in ihr Heimatland zurtckzukehren, wenn die
Epidemie dort unkontrolliert wite. Bei der Unterbringung von Asylsuchenden solle
zudem gemass einer weiteren Minderheit Crottaz der nétigen physischen Distanz
Rechnung getragen werden, weshalb im Gesetz nicht nur Unterbringungszentren des
Bundes, sondern auch alle anderen Strukturen, die Migranten aufnehmen konnen,
erwahnt werden sollen. Zu beiden Vorschlagen lagen gleichlautende Einzelantrage aus
der SPK-NR vor, dennoch lehnte der Nationalrat beide Anliegen ab (123 zu 72 Stimmen,
122 zu 72 Stimmen). Ebensowenig von Erfolg gerkront war eine Minderheit Glarner (141
zu 54), die verlangte, die Ausschaffungshaft verurteilter krimineller Auslénderinnen und
Auslander verlangern zu kénnen, wenn ihre Ausreise im Moment nicht moglich sei.
Geméss Gesetz mussten diese aus der Haft entlassen werden. Zusatzliche
Unterstitzung fur Flichtlinge und Sans-Papiers, die wegen Covid-19 besonderer
Unterstltzung bedurften, forderte hingegen eine Minderheit Prelicz-Huber. Dies liege
jedoch in der Zustandigkeit der Kantone, betonte Nantermod fir die Kommission. Mit
128 zu 69 Stimmen wurde auch dieser Vorschlag abgelehnt.
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Ebenfalls fir ausfihrliche Diskussionen sorgten die Bestimmungen zur Entschadigung
des Erwerbsausfalls. Diese wollte der Bundesrat ausschliesslich fur Personen vorsehen,
die ihre Erwerbstéatigkeit aufgrund von Corona-Massnahmen unterbrechen mussen, und
daflr Bestimmungen zu Beginn und Ende des Anspruchs, zur Hohe der Taggelder und
Bemessung sowie zum Verfahren erlassen kénnen. Albert Résti (svp, BE) schlug in einem
Einzelantrag vor, die Entschadigungen nicht nur bei Unterbrechung, sondern auch bei
Einschrankung der Erwerbstatigkeit zu ermdglichen. Die bundesrétliche Kann-
Formulierung zur Entschadigung wollte eine Minderheit Meyer zudem in eine Pflicht
umwandeln: In  gewissen, in einer Liste aufgefihrten Fallen soll eine
Erwerbsausfallentschadigung zwingend anfallen. In gemeinsamen Einzelantragen
schlugen Melanie Mettler (glp, BE), Mattea Meyer und Albert Rosti sowie Sidney
Kamerzin (cvp, VS) und Marie-France Roth Pasquier zudem vor, EO-Entschadigungen
auch an Selbststandige in arbeitgeberahnlicher Position auszubezahlen. Hier zeigte sich
der Nationalrat zu einem gewissen Ausbau gewillt: Er bevorzugte den Einzelantrag Rosti
gegenliber dem Minderheitsantrag Meyer (108 zu 86 Stimmen) und nahm die Antrége
Mettler/Meyer/Rosti sowie Kamerzin/Roth Pasquier mit 191 zu 3 Stimmen deutlich an.
Damit schuf er eine allgemeine Moglichkeit zur Entschadigung bei Einschrankungen der
Erwerbstatigkeit und eine spezifische Entschadigungsmoglichkeit fur einen Teil der
Selbstandigen.

Nicht nur bezlglich der Antragsberechtigten, auch bezlglich der Hohe des Anspruchs
auf EO nahm der Nationalrat Anderungen vor. So beschrankte er die Obergrenze des
anzurechnenden Betrags auf CHF 90'000 (Einzelantrag Badran, sp, ZH: 103 zu 90
Stimmen bei 1 Enthaltung) und schrankte die Entschadigung im Umfang des
selbstdeklarierten Erwerbsausfalls auf Falle ein, bei denen ein Erwerbsausfall
nachgewiesen wurde (Einzelantrag Grossen, glp, BE: 164 zu 29 Stimmen). Schliesslich
entschied sich die grosse Kammer fur den Mehrheitsantrag und gegen eine Minderheit
Gysi (sp, SG) und erlaubte den Arbeitgebenden weiterhin, bei Liquiditatsengpassen ihre
Arbeitgeberbeitragsreserven zur Bezahlung der Pensionskassenbeitrdge zu verwenden
(130 zu 64). Barbara Gysi hatte sich an dieser Mdglichkeit gestort, da solche Reserven
zukUnftig abziehbar von den Steuern wiederaufgebaut werden kénnten, dies also ein
«Vehikel zur Steuerersparnis» darstelle.

Umstritten waren auch die Massnahmen zur ALV; hier Ubernahm der Bundesrat die
Regelungen aus der neusten Version der Covid-19-ALV-Verordnung. So sollte er die
Méglichkeit erhalten, vom AVIG abweichende Bestimmungen bezlglich Anspruch auf
KAE, Ablauf des Anmeldungs- und Abrechnungsverfahrens zu KAE, BerUcksichtigung von
Abrechnungsperioden und zur Rahmenfrist bei der ALV zu erlassen. Die
Kommissionsmehrheit, verschiedene Minderheiten und Einzelantrage bemuhten sich
insbesondere darum, den Kreis der Unterstitzten innerhalb und ausserhalb der KAE zu
vergrossern. Die Kommission wollte etwa den Anspruch auf Mitarbeitende auf Abruf,
Personen im Lehrverhéaltnis und Angestellte bei Temporarfirmen ausdehnen, eine
Minderheit Prelicz-Huber wollte Personen mit verschiedenen Arbeitgebenden,
Projektauftragen oder Gagen sowie Personen in arbeitgeberahnlicher Stellung
miteinbeziehen. Die Kommission setzte sich gegen eine Minderheit Dobler (fdp, SG),
welche die Ausdehnung des Anspruchskreises verhindern wollte, mit 111 zu 81 Stimmen
(bei 3 Enthaltungen) durch, eine weitere Ausdehnung im Sinne der Minderheit Prelicz-
Huber lehnte der Nationalrat aber mit 110 zu 85 Stimmen ab. Eine Minderheit Feri (sp,
AG) beantragte darliber hinaus die Schaffung einer Moglichkeit fir eine von KAE-
unabhéngige Unterstitzung flr Institutionen der familienerganzenden Betreuung, da
diese systemrelevant seien. Zwar hétten viele Kantone, Stédte und Gemeinden das
Problem «an die Hand genommen», es bestehe aber noch immer Unsicherheit
bezlglich Zustadndigkeit und Finanzierung. Eine Minderheit Weichelt-Picard (al, ZG)
wollte die Regierung sogar zur Unterstitzung dieser Institutionen verpflichten. Der Rat
bevorzugte zwar die Kann-Formulierung von Yvonne Feri gegenuber der Muss-
Formulierung von Manuela Weichelt-Picard (140 zu 46 Stimmen bei 8 Enthaltungen),
lehnte Erstere anschliessend aber mit 100 zu 93 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) knapp
ab.

Auch die Ubrigen Antrédge in diesem Themenbereich waren allesamt erfolglos: Die
grosse Kammer lehnte zwei Vorschlége einer Minderheit Maillard (sp, VD) ab: Einerseits
sollten Arbeitnehmende mit tiefen Léhnen unterstitzt werden, indem ihr Lohnersatz
auf 100 Prozent erhéht werden sollte (126 zu 68 Stimmen bei 1 Enthaltung). Andererseits
sollten die Reserven der Krankenkassen auf 150 Prozent der gesetzlich
vorgeschriebenen Hohe gesenkt und der frei werdende Betrag den Versicherten im
ersten Halbjahr 2021 ausbezahlt werden, um die Kaufkraft allgemein zu starken (117 zu 77
Stimmen bei 1 Enthaltung). Abgelehnt wurde Uberdies auch eine Minderheit Glarner (135
zu 59 Stimmen bei 1 Enthaltung), die freiwillige Leistungen an juristische Personen mit
Sitz in der Schweiz zu deren Unterstitzung wahrend der Corona-Krise steuerlich
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abzugsfahig machen wollte.

Eine ahnliche Stossrichtung wie die Massnahmen zur ALV hatte der Artikel zum
Arbeitnehmerschutz, der Massnahmen zum Schutz besonders gefahrdeter
Arbeitnehmenden zum Inhalt hatte, mit denen Arbeitgebenden zuséatzliche Pflichten
auferlegt werden kénnen sollten. Diesbezlglich wollte die Kommission einen Anspruch
auf Ruckerstattung der Kosten bei Lohnfortzahlung durch die Arbeitgebenden
einfuhren. Wirde also aufgrund des Gesetzes eine Quarantane beschlossen, misste das
Gehalt der Arbeitnehmenden womoglich vom Staat Gbernommen werden, erklarte
Philippe Nantermod. Eine Minderheit | Aeschi (svp, ZG) lehnte diese Forderung ab:
Dadurch auferlege man dem Bund neue Pflichten, obwohl man nicht wisse, was die
Massnahme kosten wurde. Eine Minderheit Il Prelicz-Huber wollte den Artikel hingegen
so umformulieren, dass nicht nur besonders gefédhrdete Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer unterstitzt werden sollten, sondern auch andere Arbeitnehmende. Die
Kommissionsmehrheit setzte sich mit 134 zu 61 Stimmen und 126 zu 66 Stimmen gegen
die beiden Minderheiten durch; der Nationalrat schuf folglich einen entsprechenden
Anspruch fur die Unternehmen.

Eine breite Palette an Handlungsmoglichkeiten behielt sich der Bundesrat im
Kulturbereich vor. So wollte er die Mdglichkeiten behalten, Unternehmen und
Kulturschaffende zu unterstitzten, sich weiterhin mit maximal CHF 80 Mio. an
Leistungsvereinbarungen der Kantone zu beteiligen, Suisseculture im Jahr 2021 mit CHF
20 Mio. zu unterstitzen, einen Anteil an die Lebenshaltungskosten fur Kulturschaffende
zu zahlen, Entschéadigungen flur Kulturvereine im Laienbereich zu erbringen sowie die
Beitragskriterien und Bemessungsgrundlagen fir Finanzhilfen im Kulturbereich
festzulegen. Trotz dieser vielen Massnahmen wurden in diesem Bereich zahlreiche
Minderheits- und Einzelantrage von Personen gestellt, welchen die Massnahmen des
Bundesrates zu wenig weit gingen. So wollte eine Kommissionsmehrheit den Kredit fur
die Leistungsvereinbarungen auf CHF 100 Mio. und eine Minderheit Il Porchet (gp, VD)
gar auf CHF 150 Mio. erhéhen, wéhrend eine Minderheit Glarner den bundesratlichen
Vorschlag bevorzugte. Mit 117 zu 78 Stimmen und 127 zu 68 Stimmen setzte sich die
Kommissionsmehrheit diesbezlglich durch. Mehr Geld forderte eine weitere
Minderheit Porchet auch fir Suissculture (CHF 50 Mio.), was der Nationalrat jedoch
ablehnte. Minderheits- und Einzelantrédge Rytz (gp, BE), Roduit (cvp, VS) und Paganini
(cvp, SG) forderten Uberdies eine Unterstitzung des Bundesrates im Eventbereich
(Rytz), in der Reisebranche (Roduit) sowie allgemein fir von den Folgen von Covid-19
besonders stark betroffene Unternehmen in verschiedenen, abschliessend
aufgelisteten Branchen (Paganini). Nachdem Rytz und Roduit ihre Antrége zugunsten
des Antrags Paganini zurtickgezogen hatten, stimmte der Nationalrat Letzterem mit 192
zu 1 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) Uberdeutlich zu und I6ste die notige
Ausgabenbremse. Auch die Fussball- und Eishockeyvereine sollten beruhend auf
Einzelantrdgen von Matthias Aebischer (sp, BE), Philipp-Matthias Bregy (cvp, VS), Jirg
Grossen, Diana Gutjahr (svp, TG) und Christian Wasserfallen (fdp, BE) mit zinslosen
Darlehen unterstltzt werden, welche in zehn Jahren zurlickgezahlt werden missen (135
zu 34 Stimmen bei 19 Enthaltungen). Dazu missten die Vereine Sicherheiten im Umfang
von 25 Prozent vorlegen, daflr waren Rangricktritte durch den Bund - also eine
Einwilligung des Bundes, dass seine Forderungen im Falle einer Insolvenz letzte Prioritat
hatten - moglich. Nicht erfolgreich waren hingegen Minderheitsantrage von Barbara
Gysi fur einen Einbezug der Dachverbédnde im Kulturbereich bei der Erarbeitung der
entsprechenden Beitragskriterien (112 zu 83 Stimmen bei 1 Enthaltung) sowie von
Léonore Porchet fur eine Ausfallversicherung fur Veranstaltungen im Stile von
Versicherungen gegen Nuklear- oder Elementarschédden (124 zu 68 Stimmen bei 2
Enthaltungen).

Bezlglich der Massnahmen im Bereich der Grundversorgung bestanden zwar weniger
Minderheits- oder Einzelantrage, dennoch nahm dieser Bereich gemass zahlreichen
Sprechenden in der 6ffentlichen Kritik am Covid-19-Gesetz eine wichtige Rolle ein. So
wollte der Bundesrat die Gesundheitsbranche verpflichten kénnen, den Bestand an
Heilmitteln und Gutern der Gesundheitsversorgung zu melden, und verlangte
verschiedene Ausnahmekompetenzen zur Gewahrleistung der Versorgung der
Bevolkerung. Dabei standen gemaéass Regierung vor allem die Bewilligungspflicht fur
Tatigkeiten und Medikamente im Mittelpunkt. Die Kritikerinnen und Kritiker - vor allem
ausserhalb des Parlaments - werteten dies aber als Moglichkeit, einen Impfzwang
einzufihren. Entsprechend haufig verwiesen auch verschiedene Sprechende wéhrend
der Debatte darauf, dass es hier nicht um Impfungen gehe und dass beruhend auf dem
Covid-19-Gesetz auch kein Impfzwang eingefihrt werden kénne. Doch auch Mitglieder
des Parlaments zeigten sich kritisch gegenlber der Méglichkeit, dass Arzneimittel unter
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Umgehung eines Teils der bisherigen Bedingungen zugelassen werden kénnten. Eine
Minderheit Weichelt-Picard forderte entsprechend, dass die Arzneimittel, deren
Zulassungsverfahren angepasst werden konnten, im Gesetz ausdrucklich aufgezahlt
wlrden. Ein Einzelantrag Gafner (edu, BE) wollte die Ausnahme bei der
Zulassungspflicht gar ganz aus dem Gesetz streichen. Dem entgegnete
Kommissionssprecher Nantermod, dass schnelles Handeln bei der
Medikamentenzulassung zentral sei, damit man Patientinnen und Patienten nicht
hoffnungsvolle, wirksame Therapien vorenthalten muisse. Mit 153 zu 33 Stimmen (bei 1
Enthaltung) und 140 zu 48 Stimmen lehnte der Nationalrat sowohl den
Minderheitsantrag als auch den Einzelantrag Gafner ab. Manuela Weichelt-Picard
beantragte des Weiteren, dass der Bundesrat wichtige medizinische Guter, die er zuvor
beschafft hatte, lagern solle und dass er die Kostentubernahme flir Covid-Analysen
regeln musse, nicht kénne, wie der Bundesrat in seinem Entwurf vorgeschlagen hatte.
Auch diese Minderheitsantrage waren nicht von Erfolg gekront: Mit 126 zu 69 Stimmen
sprach sich die grosse Kammer dagegen aus, dass der Bundesrat die dringenden
medizinischen Guter selber lagere, und blieb mit 127 zu 68 Stimmen bei der Kann-
Formulierung zur Ubernahme der Covid-Analyse-Kosten.

Keine Anderungen nahm der Nationalrat am bundesratlichen Vorschlag zum
Medienbereich vor, wo Grundlagen geschaffen werden sollten, mit denen die Kosten
der Tageszustellung der Regional- und Lokalpresse bis zum Inkrafttreten des
Massnahmenpakets zur Forderung der Medien vollstdndig Gbernommen werden und
sich der Bund an den Kosten der Tageszustellung der Uberregionalen- und nationalen
Presse mit 27 Rappen pro Exemplar beteiligen kdnnte. Dies war insbesondere aufgrund
eines Einbruchs der Werbeeinnahmen bei den Printmedien notig geworden und von
zwei Motionen der KVF-NR und KVF-SR (Mo. 20.3145 und Mo. 20.3154) verlangt worden.
Uberdies sollte ein Teil der Abonnementskosten von Keystone-SDA durch den nicht
verwendeten Betrag der Radio- und Fernsehabgabe bezahlt werden. Als Voraussetzung
fur die Unterstlitzung sollten sich die Unternehmen jedoch verpflichten, wahrend des
aktuellen Geschéftsjahrs keine Dividenden auszuschltten. Wahrend eine Minderheit
Glarner die Massnahmen im Medienbereich vollstandig ablehnte, um die Medienfreiheit
und -unabhéngigkeit zu wahren, wie Thomas de Courten erklarte, wollte eine
Minderheit Aeschi nicht nur abonnierte, sondern auch nicht abonnierte Zeitungen, also
die Gratiszeitungen, unterstitzen. Es gebe auch viele Gratiszeitungen mit guter
Qualitat, argumentierte Aeschi. Beide Antrége lehnte der Nationalrat ab (Antrag Glarner:
124 zu 69 Stimmen bei 3 Enthaltungen, Antrag Aeschi: 116 zu 77 Stimmen bei 3
Enthaltungen). Auch einer Ausdehnung der Unterstltzung bei den Abonnementskosten
auf Onlinemedien, wie sie eine Minderheit Porchet vorschlug, konnte der Rat nichts
abgewinnen (127 zu 67 Stimmen).

Nur eine Anpassung der deutschsprachigen an die franzésischsprachige Version nahm
der Nationalrat bei den justiziellen und verfahrensrechtlichen Massnahmen vor. Hier
beantragte der Bundesrat, im Justizbereich Fristen oder Termine stillzulegen oder
wiederherzustellen, technische Hilfsmittel in Verfahren zu erlauben und andere
Formen von Eingaben und Entscheiden zu ermdglichen. Mit seinem Einzelantrag wollte
Jean-Philippe Maitre (fdp, GE) dabei sicherstellen, dass die behérdlichen, nicht nur die
gesetzlichen Fristen und Termine auch in der deutschsprachigen Version verandert
werden kénnten (141 zu 49 bei 2 Enthaltungen).

Keine Anderungen oder Anderungsantrége gab es bei den Massnahmen im Bereich von
Versammlungen von Gesellschaften, wo der Bundesrat die Moglichkeiten der
schriftlichen oder elektronischen Form bei der Ausibung der Rechte sowie durch
unabhangige Stimmrechtsvertretende ausdricklich festhielt.

Bei den insolvenzrechtlichen Massnahmen schlug die SGK-NR eine Ergédnzung vor: So
soll der Bundesrat die Haftung flur Zollschulden durch die die Zollanmeldung
ausstellenden Personen aufgrund von Konkursen von Empféngerinnen und Importeuren
wegen Corona-Massnahmen aussetzen kénnen. Mit 191 zu 1 Stimme bei 2 Enthaltungen
nahm der Nationalrat die entsprechende Bestimmung an.

Eine Anderung fiigte der Rat schliesslich auch bei den Strafbestimmungen an, bei
denen der Bundesrat bei vorsatzlicher oder fahrlédssiger Zuwiederhandlung
Ordnungsbussen bis CHF 300 einfiihren kénnen wollte: Die grosse Kammer entschied
sich hier stillschweigend, nur bei vorsatzlichen Zuwiederhandlungen Bussen zu
ermoglichen.

Zwei Minderheitsantrage fir Anderungen in anderen Gesetzen lehnte der Nationalrat
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hingegen ab: So forderte Andreas Glarner einen Verzicht auf das friuhzeitige
Inkrafttreten der Regelung, wonach Personen, welche ab dem Alter von 58 Jahren
entlassen werden, bei ihrer Pensionskassen verbleiben kénnen (Minderheit Glarner: 139
zu 55 Stimmen), und Katharina Prelicz-Huber wollte die soziale Abfederung von
Massenentlassungen strenger regeln (Minderheit Prelicz-Huber: 127 zu 67 Stimmen bei 1
Enthaltung).

In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat seinen Entwurf mit 144 zu 35 Stimmen
(bei 16 Enthaltungen) an. Sowohl die Gegenstimmen als auch die Enthaltungen
stammten von Mitgliedern der SVP-Fraktion. Ganz abgeschlossen war die Debatte damit
aber noch nicht, am Folgetag brachte Thomas Aeschi einen Ordnungsantrag ein, in dem
er forderte, dass anstelle des Bundeskanzlers ein Bundesrat das Geschaft in der
nachsten Sitzung vertreten solle und dass auf eine Blockbildung in der Beratung
verzichtet wird. Mit 100 zu 89 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) stimmte der Nationalrat
ersterer Forderung zu, lehnte letztere aber mit 103 zu 85 Stimmen ab. '

Arzte und Pflegepersonal

Die 2012 akzentuierte Zunahme von Arzten, welche den Antrag stellten, ihre Leistungen
Uber das Krankenversicherungsgesetz (KVG) abrechnen zu lassen, blieb im Berichtsjahr
auf der Agenda der Rate. Nachdem im Vorjahr je ein Postulat Rossini (sp, VS) und Cassis
(fdp, TI) in ebendieser Angelegenheit Uberwiesen worden war, sah sich der Bundesrat
gendtigt zu handeln und legte eine Botschaft zur Anderung des KVG vor. Darin
beantragte  die  Regierung die vorlbergehende  Wiedereinfiihrung der
bedarfsabhangigen Zulassung. Vordringlich galt es eine per Ende 2011 ausgelaufene
Bestimmung zu erneuern, womit die Zulassungsbegrenzung voribergehend wieder
eingefuhrt werden soll. Die 2001 in Kraft getretene Zulassungsbegrenzung fur
Leistungserbringer war 2011 nicht mehr erneuert worden. Zwar war eine Verlangerung
im Rahmen der Anderung des KVG im Zusammenhang mit den integrierten
Versorgungsnetzen (,Managed Care") angedacht worden, mit der Ablehnung durch die
Stimmberechtigten im Juni 2012 liess sie sich aber nicht umsetzen. Diese Licke fuhrte
dazu, dass die Kantone Uber kein Instrument mehr verflgten, um das Angebot im
ambulanten Bereich zu steuern. Die vom Bundesrat beantragte
Zulassungsbeschrankung soll auf drei Jahre terminiert werden. Damit soll es zum einen
ermoglicht werden, die Auswirkungen der Aufhebung der Zulassungsbeschrankung
zwischen dem 1. Januar 2012 und dem Inkrafttreten der vorliegenden Anderung zu
untersuchen. Zum anderen kénnen in der Zwischenzeit Bestimmungen vorbereitet
werden, welche die Kosten langerfristig eindammen. Der Bundesrat wollte angesichts
des Masterplans ,Hausarztmedizin und medizinische Grundversorgung" sowie der
Volksinitiative ,Ja zur Hausarztmedizin™ nicht auf die zuletzt angewandte Fassung der
Zulassungsbeschrankung zurtckkommen, sondern schlug eine leicht abgeanderte
Version vor: Einerseits sollen Leistungserbringer im Bereich der Grundversorgung nicht
mehr von der Zulassungssteuerung ausgeschlossen sein, andererseits sollen
entsprechende Ubergangsbestimmungen jedoch sicherstellen, dass die Zulassung von
Personen, die bereits vor dem Inkrafttreten der Gesetzesdnderung zulasten der
obligatorischen Krankenpflegeversicherung tétig waren, nicht eingeschrankt werden
kann. Mit einer raschen Umsetzung dieser Gesetzeséanderung sollen die in Bedrangung
geratenen Kantone die erforderlichen rechtlichen Instrumente erhalten, um die
Zulassungen zu steuern. Der Bundesrat versprach sich davon eine bessere Steuerung
der Kostenentwicklung in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung, was sich
auch auf die Finanzen von Bund und Kantonen positiv auswirken kénne. Im Parlament
war die als dringlich zu behandelnde Vorlage enorm umstritten.

Im Nationalrat, welcher sich im Méarz zuerst damit befasste, beantragte eine Minderheit
birgerlicher Kommissionsmitglieder um Nationalrat de Courten (svp, BL)
Nichteintreten. Eine weitere, &hnlich zusammengesetzte Minderheit Cassis (fdp, TI)
wollte das Geschéaft an den Bundesrat zurlickweisen mit dem Auftrag, innert zwei
Jahren Alternativvorschlage zur Steuerung der ambulanten Medizin zu erarbeiten. Die
SVP erachtete die Massnahme als rechtsstaatlich bedenklich und erkannte darin eine
ungebihrliche Verschleierungspolitik. Von Seiten der FDP wurde gefordert, endlich
eine kluge Strategie zu entwickeln. Die bis anhin gefahrene Politik mit mehreren
Verléangerungen des 2001 eingefihrten Moratoriums wurde indes von allen Seiten
angeprangert. Die Ratslinke, welche die Vorlage unterstltzte, bediente sich vor allem
foderalistischer Argumente. Den Kantonen musse dieses Instrument zur Verflgung
gestellt werden damit jene Kantone, die das Problem zu vieler Gesuche um
Praxisbewilligung kennen, handeln kénnen. Kantone, die nicht mit der Problematik
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konfrontiert seien, waren auch nicht zum Handeln verpflichtet, so Nationalratin Fehr
(sp, ZH). Dass sich nicht alle Kantone in der gleichen Ausgangslage befanden, liess sich
in den verschiedenen Voten gut erkennen. Eintreten wurde schliesslich mit 106 zu 74
Stimmen deutlich beschlossen. Der Minderheitsantrag um Rickweisung scheiterte mit
89 zu 94 Stimmen jedoch nur knapp. Die Detailberatung war in der Folge weniger
umstritten. Zwei Kommissionsantrage wurden beschlossen. Einerseits sollte der
Zulassungsstopp nur auf Arztinnen und Arzte angewandt werden, und nicht auf
Apotheker. Andererseits beschrankten die Réate eine vom Bundesrat noch offen
formulierte Frist auf Verfall der Zulassung bei Nicht-Einldésung auf sechs Monate. Die
damit geschaffene Abweichung vom Bundesratsentwurf wird die Standekammer
beurteilen mussen. Ein Antrag Ingold (evp, ZH) wurde sehr deutlich angenommen:
Dieser wollte den Bedurfnisnachweis fur Personen, welche mindestens funf Jahre an
einer anerkannten schweizerischen Weiterbildungsstatte gearbeitet haben, aufheben.
Dagegen soll ein Bediirfnisnachweis fir praktische Arztinnen und Arzte, die (iber keinen
anderen Weiterbildungstitel verfligen, eingefuhrt werden. Damit sollte eine
entscheidende Schwache der neuen Zulassungsregulierung ausgemerzt werden,
namlich diejenige, dass schlechter qualifizierte Arztinnen und Arzte direkt aus dem
Ausland eine Praxistatigkeit aufnehmen kénnten. In der Gesamtabstimmung wurde die
Vorlage mit 103 zu 76 Stimmen Uberwiesen, wobei sich nach wie vor FDP- und SVP-
Vertreter dagegen stellten.

Der Standerat behandelte das Geschéaft nur eine Woche spéater. Zwar sprach sich die
Mehrheit der SGK fur Eintreten aus, jedoch mit dem Antrag, das Geschéft sogleich an
den Bundesrat zurlckzuweisen. Die Regierung solle eine definitive Losung
présentieren, welche unter anderem auch eine Lockerung des Vertragszwangs vorsehen
wirde. Eine Minderheit Eder (fdp, ZG) war fir Nichteintreten. Stattdessen sei eine
langfristige, zukunftsorientierte und nachhaltige Ldsung, welche allen Beteiligten
Sicherheit bringt, gefragt. Eine zweite Minderheit Schwaller (cvp, FR) sprach sich fur
Eintreten ohne Rickweisung aus. Der Rickweisungsantrag wurde in der Kommission
schliesslich mit einer knappen Mehrheit gefasst. Ein erster wichtiger Grund liege darin,
dass seit zwolf Jahren eingesetztes dringliches Bundesrecht nicht mehr tatséachlich als
solches gelten kdnne, so das Empfinden der SGK. Die Kommission verlangte darum eine
rasche Antwort des Bundesrates auf die seit Jahren bestehenden Probleme und wollte
mit der Ruckweisung den entsprechenden Druck aufrechterhalten. Diese Begrindung
stltzte sich auch auf ein Versprechen von Bundesrat Berset, der in der Kommission
festgehalten hatte, dass eine definitive Vorlage per Ende 2013 geplant sei. Die
Eintretensdebatte war langwierig und stellte auch den vom Nationalrat gefassten
Beschluss infrage, da er moglicherweise gegen die Personenfreizlgigkeit verstosse
durch die Diskriminierung auslandischer Arzte. Das Ratsplenum war mit 27 zu 17
Stimmen flur Eintreten, wurde sich jedoch nicht einig Uber den Antrag Schwaller.
Ratsprasident Lombardi (cvp, TI) entschied beim Stichentscheid im Sinne der
Minderheit. Damit war Eintreten beschlossen, die Rickweisung wurde abgelehnt und
die Kommission musste die Detailberatung nachholen. Bis zur Standeratsdebatte in der
Sommersession hatte die SGK mehrere Expertisen eingeholt: Sie informierte sich tUber
die Anpassungen des Nationalrates und deren Vereinbarkeit mit der
Personenfreiziigigkeit, Uber die Ubereinstimmung des Bundesratsentwurfs mit der
Verfassung und  Uber die  Auswirkungen des fruheren  Systems der
Zulassungsbeschrankung. In der Kommission halte sich der ,Enthusiasmus gegentber
der wiederaufgenommenen voribergehenden Zulassungsbeschrankung im Rahmen®, so
Sprecherin Egerszegi (fdp, AG). Die Frage, was nach erneuter Aufhebung der
Beschrénkung in drei Jahren folgen wird, erschien auch den Stdnderaten prioritér. Es
wurde jedoch auch betont, dass es bei dieser Vorlage darum gehe, dass die Kantone die
Leistungserbringer bestimmen und deren Zulassung an Bedingungen knlpfen kénnen.
Spreche sich die Regierung eines Kantons dagegen aus, die Zulassung ihrer
Leistungserbringer an bestimmte Bedingungen zu knlpfen, so andere sich auch nichts.
Aufgrund zweier Bittschreiben der Grenzkantone Genf und Tessin, die dringlichen
Massnahmen zu unterstitzen und in Hinblick auf die Funktion der Standekammer,
beantragte die SGK die Annahme des Geschafts. Gegenlber dem Nationalrat wurden
wéhrend der Detailberatung zwei Differenzen geschaffen: Die Abhangigkeit eines
Bedurfnisnachweises soll nur von den Weiterbildungstiteln abhéngen und nicht
zusatzlich von einer Mindestanstellung an einer schweizerischen Institution. In dieser
Hinsicht wollte die Kommission dem Bundesrat folgen. Eine Minderheit Rechsteiner (sp,
SG) schlug erfolglos als Kompromiss eine kirzere Mindestanstellung von drei Jahren vor
(gegentber den im Nationalrat geméss Bundesratsentwurf beschlossenen finf Jahren).
Zur Kriterienfestlegung flur den Bedurfnisnachweis nahm der Nationalrat die Fassung
des Bundesrates an: Die Regierung selbst solle die Kriterien beschliessen. Im Gegensatz
zur Exekutive wollte die SGK des Stéanderates jedoch das Mitspracherecht der Kantone
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im Gesetz niederschreiben. Diese Anderung wurde gegen eine Minderheit Stéckli (sp,
BE), welche den Bundesratsentwurf unterstitzen wollte, angenommen. Eine
redaktionelle Anpassung Uber Inkrafttreten des Gesetzes wurde zwangslaufig
verabschiedet, da der urspringlich festgelegte Zeithorizont trotz Dringlichkeit nicht
eingehalten werden konnte.

In der Differenzbereinigung standen sich die oben genannten Divergenzen gegenlber.
Bei der Festlegung der Erforderlichkeit eines Bedurfnisnachweises Ubernahm die SGK
des Nationalrates den Vorschlag Rechsteiner (sp, SG), welcher im Stédnderat knapp
durchgefallen war. Sie beantragte damit ihrem Plenum die Forderung nach drei Jahren
Anstellung an einer schweizerischen Weiterbildungsstatte und ging selbst einen
Kompromiss gegenliber dem zuvor gefassten Nationalratsbeschluss von finf Jahren ein.
Mit 102 zu 77 Stimmen wurde dies im Rat angenommen. In der Frage, wer die
Kompetenz der Kriterienfassung erhalten soll, schuf der Nationalrat wieder eine
Differenz zum Standerat. Die Kantone seien laut Fassung des Nationalrats anzuhoren,
jedoch nicht einzubeziehen. Dieser redaktionellen Anderung fiigte sich der Standerat.
Auch mit der Bedingung, drei Jahre in der Schweiz gearbeitet haben zu mussen, zeigte
sich die standeratliche SKG schliesslich einverstanden. Angesichts der hohen
Zustimmung, mit welcher der Nationalrat an dieser zeitlichen Bedingung festgehalten
hatte, schien es ihr angezeigt, einzulenken - wenngleich Sprecherin Egerszegi (fdp, AG)
nicht umhin kam, den dadurch entstehenden Konflikt mit der Personenfreizlgigkeit zu
erwahnen. Den jeweiligen Mehrheitsantragen folgte das Ratsplenum, womit das
Geschaft zum Abschluss gebracht werden konnte. Am Ende der Beratungen bekréaftigte
Nationalrat Stahl (svp, ZH) Namens der SVP-Fraktion nochmals deren Ablehnung gegen
die Vorlage. Sie widerspreche dem freiheitlichen und liberalen Geist des Berufes des
Arztes und diese zwolf Jahre, wahrend denen der Arztestopp gegolten hatte, seien in
Sachen Kostenexplosion im Gesundheitswesen wenig erfolgreich gewesen. Dennoch
erkléarten beide Kammern noch in der Sommersession das Geschaft mit 115 zu 79 und 27
zu 15 Stimmen als dringlich und verabschiedeten es mit 107 zu 77, respektive mit 28 zu
16 Stimmen, wobei die burgerlichen Fraktionen jeweils unterlagen. Das abgeénderte
Gesetz trat per 1. Juli 2013 in Kraft und gilt bis zum 30. Juni 2016. ?

Suchtmittel

Anfang 2012 hatte der Bundesrat seine Botschaft zur Totalrevision des Alkoholgesetzes
vorgelegt. Das gegenwartig glltige Gesetz stammt aus dem Jahr 1932 und entspricht
trotz vieler Teilrevisionen den heutigen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Bedingungen nicht mehr. Das Alkoholgesetz soll in der neuen Fassung durch zwei
Erlasse ersetzt werden: einem neuen Spirituosensteuergesetz und einem
Alkoholhandelsgesetz. Normen Uber die Verbrauchssteuern, den Import von Ethanol -
bis anhin in der alleinigen Kompetenz des Bundes - und die Reallokation von mehreren
Bewilligungen gehen im neuen Spirituosensteuergesetz (SpStG) auf; Regelungen Uber
den Handel und den Ausschank von alkoholischen Getréanken und die Werbung werden
im neuen Alkoholhandelsgesetz (AIkHG) vereint. Neu wird im AIkHG auch ein
sogenanntes Nachtregime umschrieben, welches in der Nacht anwendbare
Massnahmen subsumiert. Damit sollen Billigstpreisangebote in Zeiten verunmoglich
werden, in der sich der problematische Alkoholkonsum mutmasslich abspielt. Uberdies
sollen gesetzliche Grundlagen flr Testkaufe geschaffen werden, um Unsicherheiten
Uber die Frage ihrer Zulassigkeit zu beenden. Das AIkHG soll eine schweizweit
einheitliche Grundlage zur Regulierung des Handels mit alkoholischen Getranken
schaffen, wobei den Kantonen zugestanden wird, weitergehende Bestimmungen
vorzusehen. Das bereits 2010 durchgefihrte Vernehmlassungsverfahren stellte der
Gesetzesrevision mehrheitlich gute Noten aus. Die Vernehmlasser liessen sich jedoch in
zwei Lager einteilen: Wahrend Stadte und Gemeinden die Anderungen begrissten und
die Praventionsmassnahmen zum Teil sogar als zu schwach empfanden, stellten sich
Kreise der Wirtschaft vor allem gegen das AlkHG. Das SpStG wurde mit seiner
Liberalisierung des Ethanolmarktes mehrheitlich gutgeheissen, gleichwohl gab es Kritik
zur Hohe der Spirituosensteuern.

Im Marz des Berichtsjahres wurden die beiden Gesetzesvorlagen im Stédnderat als
Erstrat behandelt. Dessen Kommission flir Wirtschaft und Abgaben (WAK) hatte in
beiden Fallen ohne Gegenstimmen dem Rat Eintreten beantragt. Die Eintretensdebatte
war gepragt von zahlreichen Voten, welche die Berechtigung der Gesetzesvorlage
unterstrichen. Inhaltlich bewegte das neue Spirituosensteuergesetz starker als das
Alkoholhandelsgesetz. Drei Punkte wurden wiederholt vorgebracht: Es herrschte
Einigkeit Uber eine Zunahme exzessiven Alkoholkonsums, insbesondere unter
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Jugendlichen. Als problematisch wurden vor allem Hospitalisierungen aufgrund von
Alkoholvergiftungen betrachtet, welche nicht nur gesundheitsschadigend sind, sondern
auch hohe Kosten zur Folge haben. Ein zweites Thema war der Schutz einheimischer
Alkoholproduzenten, und als dritter Punkt wurde das Verhaltnis zwischen Restriktion
und Repression diskutiert, vorwiegend jedoch unter der Maxime einer griffigen
Préaventionswirkung. Einige Votanten forderten Einzelmassnahmen, wie beispielsweise
Sténderat Levrat (sp, FR), welcher sich fur ein Verbot des Verkaufs von hochprozentigen
Alkoholprodukten zu Billigstpreisen einsetzte. Seitens der SGK des Standerates dusserte
sich Sprecherin Egerszegi (fdp, AG). Sie betonte, dass im Sinne der o&ffentlichen
Gesundheit Handlungsbedarf bestehe. In ihrem Votum stellte sie fest, dass den
Kantonen entsprechende Mittel zugestanden werden miussten. Gleichzeitig sprach sie
sich fur eine sorgféltige Regulierung der Genussmittel aus, wobei einer Diskrepanz
zwischen der Behandlung illegaler Drogen und dem Missbrauch legaler Drogen
vorgebeugt werden musse. Die Detailberatung war durch einen Minderheitsantrag
Baumann (cvp, UR) geprégt, welcher durch eine Ausbeutebesteuerung in Form eines
Rabattsystems die einheimischen Betriebe, namentlich kleine und mittlere
Brennereien, schiutzen wollte. Damit sollen ahnliche Bedingungen wie in Deutschland
und Osterreich geschaffen werden. Die Anderung wurde mit 22 zu 13 Stimmen recht
deutlich gutgeheissen. Sie bedeutet einen neuen Artikel 17a mit der Festschreibung der
genannten Steuer sowie eine Anpassung sieben weiterer Artikel. Mit einem weiteren
Minderheitsantrag Levrat (sp, FR) sollte die Alkoholsteuer pro Liter reinen Ethanols von
bis anhin CHF 29 auf CHF 35 erhoht werden. Drei Franken davon sollten einen
Teuerungsausgleich bewirken, mit den weiteren drei Franken sollten Ausféalle aufgrund
der im Gesetzesentwurf vorgesehenen Steuerbefreiungen ausgeglichen werden. Mit
dieser Massnahme sollte sichergestellt werden, dass der ,Alkoholzehntel™ auf dem
bisherigen Niveau gehalten werden kann und die so generierten Gelder fur die
Alkoholpravention in den Kantonen weiterhin ausreichen. Der Bundesrat hatte in
seinem Gesetzesentwurf keine Erhéhung vorgesehen. Der Status quo - der auch im
Gesetz weiterhin so belassen werden sollte - obsiegte in der Abstimmung mit 23 zu 21
Stimmen knapp gegen den Minderheitsantrag. Ein Minderheitsantrag Zanetti (sp, SO)
ging in eine ahnliche Richtung, stellte jedoch lediglich eine redaktionelle Anderung dar:
Der Bundesrat sollte verpflichtet werden, die Alkoholsteuer der Teuerung anzupassen,
und dies nicht nur ,kénnen™. Die ,muss™-Formulierung unterlag im Plenum jedoch
ebenfalls mit 17 zu 24 Stimmen. Weitere Minderheitsantrage, unter anderem eine
Steuerbefreiung von bis zu zehn Litern des zum Eigengebrauch hergestellten Alkohols,
blieben chancenlos. In der Gesamtabstimmung wurde das SpStG mit 23 zu acht
Stimmen angenommen und mit den vorgenommenen Anderungen an den Nationalrat
Uberwiesen.

Die Detailberatung des Alkoholhandelsgesetzes (AIkHG) gestaltete sich &hnlich lebhaft.
Aufgrund eines ersten Gegenantrags befasste sich die kleine Kammer mit
Bestimmungen Uber die Werbung fir alkoholische Getréanke, wobei wie vom Bundesrat
vorgesehen und der Kommission gestutzt, alkoholische Getranke im Allgemeinen und
Spirituosen als Erzeugnisse separat behandelt werden sollten. Eine Minderheit Levrat
(sp, FR) wollte dies explizit ausschliessen und generelle Erlasse zu alkoholischen
Getrénken formulieren. Kommissionssprecher Graber (cvp, LU) rdumte ein, dass die
Kommission versucht hatte, diese Vereinigung zu vollziehen, jedoch letztlich davon
absah, weil eine Vereinigung diverse Probleme nach sich gezogen hatte. Der
Minderheitsantrag unterlag klar, womit sich der Rat in diesem Punkt fir die Version der
Regierung aussprach. Umstritten war auch eine Norm Uber die Weitergabe von Alkohol
an altersmassig nicht abgabeberechtigte Jugendliche. Ein entsprechender
Minderheitsantrag Keller-Sutter (fdp, SG) wollte das Verbot der Weitergabe von Alkohol
mit der Absicht, die Altersbeschrénkung zu umgehen, aus dem Gesetz streichen. Sie
erachtete es als nicht vollziehbar, weil die Strafverfolgungsbehdrden diese Absicht der
Weitergabe kaum beweisen kénnten. Der Antrag war jedoch chancenlos. Ein weiterer
Minderheitsantrag Levrat (sp, FR) beinhaltete die Festsetzung eines Mindestpreises flr
Alkohol. Diese Massnahme, welche vor allem im Sinne der Pravention von
Alkoholmissbrauch unter Jugendlichen wirken sollte, fihrte zu einer langeren Debatte
um Verantwortlichkeit, Wirtschaftsfreiheit, tangierte Kundschaft und profitierende
Handler sowie Uber Einkaufstourismus im Falle eines billigeren Alkoholpreises im
benachbarten Ausland. Die Idee eines alkoholgehaltabhangigen Mindestpreises, der
unter Berlcksichtigung des Schutzes der 6ffentlichen Gesundheit festgesetzt werden
soll, obsiegte mit 19 zu 18 Stimmen bei zwei Enthaltungen hauchdinn. Weiter sprach
sich der Standerat entgegen dem Kommissionsantrag fur ein Verkaufsverbot von Alkohol
im Detailhandel zwischen 22.00 und 6.00 Uhr aus, verbot jedoch die Gewéhrung von
Zugaben oder anderen Verglnstigungen, beispielsweise sogenannten Happy Hours,
nicht. Zur Regelung von Testkaufen dusserte sich Stdnderat Schwaller (cvp, FR), welcher
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die Haftungsfrage zugunsten des Verkaufspersonals entscharfen und stattdessen die
Unternehmen in die Pflicht nehmen wollte. Der Antrag wurde gutgeheissen. Mit 33
Stimmen wurde die Vorlage in der Gesamtabstimmung einstimmig der grossen Kammer
Uberwiesen.

Mit einer Reihe von Anderungsantragen gelangten die beiden Gesetzesvorlagen im
September in  den Nationalrat. Vor der Eintretensdebatte standen drei
Rluckweisungsantrage im Raum. Nationalratin Ingold (evp, ZH) wollte beide Vorlagen
zurlckweisen, da sie Widerspriiche und Inkoharenzen beinhalteten; Lorenz Hess (bdp,
BE) verlangte die Rickweisung, weil eine verfassungskonforme Regelung der Spirituosen
sowie eine wirksame Pravention des Handels mit Alkohol fehle; und Nationalrat Rutz
(svp, ZH) wollte nur das Alkoholhandelsgesetz zurlickweisen, mit der Begriindung, das
Parlament solle zuerst eine verfassungsrechtliche Grundlage fur die Regelung von Bier
und Wein beraten. Die Eintretensdebatte war von zahlreichen Wortmeldungen gepragt,
wobei vor allem von der Ratslinken Kritik laut wurde. Allen voran &usserte sich
Nationalrat Jans (sp, BS) fir die SP-Fraktion pointiert und nannte das Resultat der
Kommissionsberatungen einen ,Scherbenhaufen®. Statt eine praventive Wirkung zu
erzielen, beglnstige die Gesetzesvorlage die Alkoholwirtschaft und mit der
vorgesehenen Ausbeutebesteuerung sei ein Monster kreiert worden, welches den
Verwaltungsaufwand aufblahe. Eintreten war indes sowohl in der zusténdigen WAK als
auch im Ratsplenum unbestritten. Samtliche Rickweisungsantrage wurden trotz
teilweise geschlossener Unterstltzung der SP-, der GLP- und der BDP-Fraktion
abgelehnt. In der Detailberatung standen sich jeweils die Kommissionantrége -
meistens auf Annahme gemass Entwurf des Stédnderates - und diverse
Minderheitsantrage gegentber. Die Diskussion umfasste dhnliche Schwerpunktthemen
wie die Beratung im Standerat: Pravention, Verkaufseinschrankungen, Besteuerung und
nicht zuletzt redaktionelle Details um Wortlaut und Definitionen einzelner
Bestimmungen. Das Nachtverkaufsverbot, welches vom Bundesrat vorgesehen und vom
Sténderat unterstitzt worden war, wurde auf Antrag der WAK aufgehoben. Der
Nationalrat wollte damit verhindern, dass alle Konsumenten wegen einiger Risikotrinker
in ihrer Freiheit eingeschrankt werden. Ein Happy-Hour-Verbot, wie es der Standerat
bereits aus dem Bundesratsentwurf gekippt hatte, war auch in der Volkskammer mit 105
zu 74 Stimmen chancenlos. Mit 122 zu 50 Stimmen ebenfalls deutlich abgelehnt wurden
im Nationalrat Mindestpreise flur Alkoholika. Ein verscharftes Werbeverbot fur
alkoholische Getréanke wurde von der blrgerlichen Mehrheit im Rat ebenfalls abgelehnt.
Damit hatte der Nationalrat einerseits die vom Stédnderat vorgenommenen
Verscharfungen wieder relativiert und damit das Alkoholhandelsgesetz weniger auf
Jugendschutz ausgelegt, andererseits blieb der Nationalrat auf der Linie der
Standesvertreter, indem das Konzept der Ausbeutebesteuerung im
Spirituosenbesteuerungsgesetz beibehalten werden soll. Ebenfalls Ja sagte der
Nationalrat zur Schaffung einer rechtlichen Grundlage fur Testkdufe, mit denen gepruft
wird, ob sich die Verkaufsstellen an die gesetzlichen Vorschriften bezlglich
Mindestalter fir den Erwerb von Alkohol halten. In der Gesamtabstimmung wurde das
AIKHG mit 121 zu 59 Stimmen gegen den Willen von SP, Griinen und EVP dem Standerat
Ubergeben, das SpStG wurde mit 97 zu 80 Stimmen angenommen. Die Beratungen zur
Differenzbereinigung im Standerat fanden nicht mehr im Berichtsjahr statt.

Nach den Beschlissen des Nationalrates wurde im Herbst in zwei Sitzungen der
standeratlichen WAK das weitere Vorgehen besprochen. Bei den Differenzen zum
Alkoholhandelsgesetz wollte die Kommission an ihrer urspringlichen Position bezlglich
des Verkaufsverbots fur alkoholische Getranke von 22.00 bis 6.00 Uhr festhalten und
somit dem Antrag des Bundesrates folgen. Die Kommissionsmehrheit war Uberzeugt,
dass diese Massnahme sowohl den Jugendschutz verstarke, als auch die
Sicherheitssituation in stéadtischen Zentren verbessere. Darlber hinaus wurde darauf
verwiesen, dass diverse Kantons- und Stadtregierungen sowie  die
Gesundheitsdirektorenkonferenz nachdricklich ein Nachtverkaufsverbot forderten.
Demgegenuber wollte die Kommission die Einfihrung eines vom Alkoholgehalt
abhangigen Mindestpreises fallen lassen. Es wurde davon ausgegangen, dass diese
Massnahme den Einkaufstourismus begltnstigen und die inlandische Produktion
schwéachen wirde. In der Frage um die Besteuerung von Alkoholika forderte die
Kommission von der Verwaltung vertiefte Informationen tber die Ausgestaltung einer
Ausbeutefinanzierung, bevor eine Sitzung im November einen Beschluss herbeiftihren
sollte. Dabei wurde bestatigt, was im Nationalrat und von Bundesratin Widmer-
Schlumpf bereits beflirchtet worden war: Eine Ausbeutebesteuerung wiurde
volkerrechtliche Verpflichtungen der Schweiz gegenliber dem Ausland verletzen und
mehrfach in nicht zu rechtfertigender Weise gegen die Bundesverfassung verstossen.
Daraufhin beauftragte die Kommission die Verwaltung, eine alternative Regelung

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21

10



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 08.12.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 12.12.2012
FLAVIA CARONI

auszuarbeiten. Vor dem Hintergrund, dass beide Rate das System der
Ausbeutebesteuerung grundsatzlich befurworteten, soll eine ahnliche
Besteuerungsformel  erarbeitet werden, welche einerseits die hoheren
Produktionskosten in der Schweiz zu kompensieren vermag und andererseits die
Okologisch wertvollen Hochstammbéaume schutzt und férdert. Mit diesem Auftrag
wurden die Beratungen erneut unterbrochen, womit sich auch die WAK des
Standerates erst im Folgejahr wieder um die Alkoholgesetzgebung kimmern wird. 3

Anders als die SGK-SR und das Stédnderatsplenum, das die Vorlage zum neuen
Tabakproduktegesetz zurlckgewiesen hatte, wollte die SGK des Nationalrates den
Gesetzesentwurf beraten und die Riickweisung ablehnen. Nicht so eine
Kommissionsminderheit Pezzatti (fdp, ZG), sie beantragte, dem standeratlichem Votum
zu folgen und den Bundesrat eine neue Vorlage ausarbeiten zu lassen.
Kommissionssprecherin Ingold (evp, ZH) stellte eingangs der Debatte klar, dass es sich
um eine politisch wichtige Grundsatzfrage handle, um eine Auseinandersetzung
zwischen dem Gesundheitsschutz der Bevolkerung und den Interessen der Wirtschaft.
Mit 12 zu 10 Stimmen (2 Enthaltungen) wollte die Kommission also auf die Vorlage
eintreten und sie dem Sténderat zur Beratung zurtickgeben. Unter anderem wurde ein
drohender Riuckstand in der Gesetzgebungsphase als Argument gegen eine
Riuckweisung angeflhrt. Anders sah es die Kommissionsminderheit, deren Begrindung
weitgehend den bereits im Standerat gehorten Argumenten folgte. In der Debatte
zeichnete sich eine geteilte Haltung innerhalb des burgerlichen Lagers ab, die
Abstimmung verdeutlichte dies. Die SVP- und die FDP-Liberalen-Fraktion stimmten fast
geschlossen fir die Rickweisung, die CVP-Fraktion war gespalten und SP, Grune, GLP
und BDP stimmten gegen die Rlckweisung. Insgesamt sprachen sich 101 gegen 75
Nationalratinnen und Nationalrate bei 14 Enthaltungen fir eine Rickweisung aus. Ein
neues Tabakproduktegesetz konnte also vorerst noch nicht konkretisiert werden.

In der Tagespresse wurde die Bestatigung der Rlckweisung durch den Nationalrat
kritisch kommentiert. Die Rickweisung sei falsch (SGT), ein Rickschlag fir die
Prévention (Nordwestschweiz) und man habe sich von Lobbyisten leiten lassen (Liberté).
Im Tages-Anzeiger, aber auch in der NZZ, wurde der Entscheid als Niederlage fur
Bundesrat Berset interpretiert, auch wenn Letztere die Ablehnung eines Werbeverbots
nicht grundsatzlich kritisierte.

Spater wurde bekannt, dass tatsachlich einige Zeit verstreichen wird, bis ein neuer
Entwurf vorliegen wird. Das BAG sah vor, Ende 2017 eine neue Vernehmlassung zu
eroffnen. Die Inkraftsetzung des dereinst neuen TabPG wird nicht vor 2022 erwartet. *

Sozialversicherungen
Invalidenversicherung (V)

Die standeréatliche Beratung von Entwurf 1 hatte im Vorjahr zu diversen Abweichungen
von der Bundesratsbotschaft gefihrt. In der Wintersession des Berichtsjahres
behandelte der Nationalrat das Thema und nahm weitere Anderungen vor. Die Debatte
wurde auch hier intensiv und teilweise emotional gefiihrt. Sie war gepragt vom
Gegensatz zwischen zwei Allianzen: Die Ratslinke und der soziale Fllgel der CVP auf der
einen Seite setzten sich gegen zu starke Belastungen fur die Versicherungsnehmer ein
und machten geltend, der IV gehe es finanziell bereits deutlich besser, womit sich
weitere Reformen im Moment erlibrigten. Auf der anderen Seite positionierten sich der
blrgerliche Teil der CVP und die Ubrigen Parteien, welche zugunsten einer
konsequenten Sanierung auch bereit waren, starkere Leistungskirzungen vorzunehmen.
In der Eintretensdebatte wurden zwei linke Minderheitsantrége auf Nichteintreten und
auf Ruckweisung an den Bundesrat klar abgelehnt. Ein Antrag der Minderheit Ingold
(evp, ZH), welcher vom Bundesrat unterstltzt wurde, wurde dagegen knapp
angenommen. Er verlangte eine Aufsplittung der Vorlage und die Ruckweisung
bestimmter Artikel als Entwurf 3 an die Kommission. Letztere sollte die betreffenden
Bestimmungen erst beraten, wenn aussagekraftige Ergebnisse der Evaluation der
Revisionen 5 und 6a vorliegen. Es handelt sich dabei insbesondere um die besonders
umstrittenen Anderungen bei den Kinderrenten und der Ubernahme von Reisekosten.
Die Mehrheit des Rates teilte die Ansicht der Kommissionsminderheit, wonach eine
verspatete EinfUhrung dieser Bestimmungen angesichts der leicht verbesserten
finanziellen Lage der IV und der neusten wirtschaftlichen und demographischen
Prognosen flr die Sanierung der |V verkraftbar sei. Der restliche Teil von Entwurf 1, der
strukturelle Verbesserungen anstrebt (Anderung des Rentensystems von einer
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abgestuften hin zu einer stufenlosen Berechnung, verstérkte Eingliederung,
Betrugsbekdmpfung, Entschuldung, Einflhrung eines Interventionsmechanismus) sollte
dagegen sofort beraten werden. Mit der Aufsplittung wollte die Minderheit das Risiko
eines Scheiterns des als wichtig betrachteten neuen, stufenlosen Rentensystems durch
eine allfallige Ablehnung der gesamten Vorlage vermeiden. Die Presse sprach von einem
taktischen Entscheid im Hinblick auf das angedrohte Referendum der
Behindertenorganisationen. In der Detailberatung wurde ein Minderheitenantrag Ingold
(cvp, ZH), welcher die Dauer von Integrationsmassnahmen auf ein Maximum von zwei
Jahren beschrénken wollte, mit 101 zu 82 Stimmen abgelehnt. Die Frage nach der Hohe
der Grundentschadigung spaltete den Rat: Die Kommissionsmehrheit beantragte, vom
Entwurf des Bundesrates abzuweichen und die Hohe der Grundentschadigung wahrend
der Durchflihrung von Eingliederungsmassnahmen auf 70% anstelle von 80% des zuletzt
erzielten Erwerbseinkommens ohne gesundheitliche Beeintrachtigung zu senken. Der
Standerat war als Erstrat noch dem Bundesrat gefolgt. Eine Minderheit Lohr (cvp, TG)
wollte bei 80% bleiben, da das zuletzt erzielte Erwerbseinkommen aufgrund eines sich
meist schleichend verschlechternden Gesundheitszustandes in der Regel schon sehr
tief sei. Die Ratslinke und die CVP folgten dem Minderheitsantrag, wéhrend die
restlichen burgerlichen Parteien mit der Kommissionsmehrheit stimmten. Erst mit
Stichentscheid der Ratsprasidentin Maya Graf (gps, BL) wurde schliesslich der
Minderheitsantrag angenommen. Besonders umstritten und auch von den Medien stark
beachtet war die Frage, ab welchem Invaliditatsgrad in Zukunft eine Vollrente
ausgesprochen werden sollte. Nach glltigem Recht betréagt dieser 70%, die
Bundesratsvorlage wollte die Schwelle jedoch auf 80% anheben. Wéhrend die
Kommissionsmehrheit damit einverstanden war, wehrte sich eine Minderheit Lohr (cvp,
TG) mit dem Argument, die Kirzung wirde Schwerbehinderte treffen, fir welche es
faktisch unmaéglich sei, den Ausfall mit einer Teilerwerbstatigkeit auszugleichen. Der Rat
folgte dieser Minderheit mit 95 zu 87 Stimmen und nahm damit zwar das neue,
stufenlose Rentensystem an, beliess aber den minimalen Invaliditatsgrad flr eine
Vollrente bei 70%. Im Gegensatz zum Stédnderat und in Einklang mit seiner
Kommissionsmehrheit beschloss der Nationalrat, auch laufende Renten dem neuen
System zu unterstellen. Ausgenommen werden sollen einzig die Renten der Uber 55-
jahrigen Bezlger. Eine weitere Differenz zum Sténderat ergab sich in der Frage der
Bemessung der Kinderrenten fir im Ausland lebende Kinder. Dieser Punkt war im
Gegensatz zu den allgemeinen Kinderrenten im Entwurf 1 verblieben. Die grosse
Kammer folgte ihrer Kommissionsmehrheit und beschloss, die Renten der im Ausland
herrschenden tieferen Kaufkraft anzupassen. Zuletzt behandelte die grosse Kammer die
neue Schuldenbremse fur die IV, den so genannten Interventionsmechanismus. Dieser
soll bei einem Absinken der flissigen Mittel der IV unter 40% einer Jahresausgabe
wirksam werden, damit die IV finanziell stabil gehalten werden kann. Im Gegensatz zum
Standerat lehnte es der Nationalrat ganzlich ab, im Gesetz konkrete Massnahmen zu
statuieren, welche bei drohenden Finanzierungsproblemen automatisch greifen sollten.
Er strich auch einen Artikel, wonach die Schuldenbremse erst dann wieder ausser Kraft
gesetzt worden ware, wenn die flussigen Mittel erneut 50% einer Jahresausgabe
erreicht hatten. Ein Antrag Weibel (glp, ZH) schliesslich, der erneut die Idee
verbindlicher Quoten fur Unternehmen zur Eingliederung von Invaliden aufgriff, wurde
mit 70 zu 108 Stimmen abgelehnt. In der Gesamtabstimmung sprachen sich 93
Nationalratsmitglieder flUr eine Annahme der Vorlage aus, 80 dagegen. Die
Gegenstimmen kamen primér aus der SVP- und der FDP-Liberalen Fraktion, welche die
Vorlage aufgrund der beschlossenen Anderungen als nicht mehr wirksam ansahen und
sich geschlossen gegen sie stellten. SP, Grine und Grlnliberale stellten sich
geschlossen, die CVP-EVP-Fraktion grossmehrheitlich hinter die Vorlage. Die BDP-
Fraktion war gespalten. Die Differenzbereinigung durch den Stéanderat wird im Folgejahr
erwartet. °
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Krankenversicherung

Der Nationalrat beriet das Geschéaft zur voriibergehenden Wiedereinfiihrung der
bedarfsabhangigen Zulassung als Erstrat in der Frihlingssession. Die Mehrheit seiner
Kommission beantragte Eintreten. Eine Minderheit de Courten (svp, BL) verlangte
Nichteintreten, eine zweite Minderheit Cassis (fdp, Tl) Rlckweisung an den Bundesrat
mit dem Auftrag, innert zweier Jahre Alternativvorschléage zur Steuerung der
ambulanten Medizin zu unterbreiten. Die Mehrheit argumentierte, jene Kantone,
welche ein Ubermassiges Wachstum des medizinischen Angebots feststellen, sollten
rasch ein Instrument erhalten, um das Angebot wieder bedarfsgerecht steuern zu
kénnen. Der Entwurf sei aus Sicht des Fdderalismus angemessen, da Kantone, welche
im Gegenteil eine Knappheit beflrchteten, sich auch fur den Status quo entscheiden
kénnten. Eine definitive Lésung liege zudem zu weit ausser Reichweite, um auf eine
Zwischenldsung verzichten zu kénnen. Die burgerlichen Minderheiten hielten die
Wiedereinfuhrung fur rechtsstaatlich bedenklich und deren Wirksamkeit im Hinblick
auf die Kosten als nicht bewiesen. Die Erarbeitung wirkungsvoller und dauerhafter
Losungen werde damit aufgeschoben. Die Datengrundlage bezlglich der tatsachlichen
Leistungsmengenentwicklung aufgrund der Aufhebung der Zulassungssteuerung sei
derzeit ungentgend und erlaube es nicht, neue Gesetze zu verabschieden. Schliesslich
lehnte der Rat den Nichteintretensantrag gegen die Stimmen der SVP und FDP deutlich
ab, den Ruckweisungsantrag, der auch von der Grinen Fraktion unterstutzt wurde,
jedoch nur knapp. In der Detailberatung forderte ein Einzelantrag Ingold (evp, ZH),
nebst Haus- und Kinderéarzten sollten auch Mediziner, welche sich wéhrend flnf Jahren
in der Schweiz weitergebildet hatten, keinen BedUlrfnisnachweis flr eine Zulassung
bendtigen. Eine solche Lésung wurde die Qualitdt der Versorgung starken und
Mediziner mit Kenntnissen des Schweizer Systems férdern. Dieser Antrag war
unbestritten und erhielt lediglich eine einzige Gegenstimme. In der Gesamtabstimmung
sprachen sich 103 Nationalratinnen und Nationalrate fir den Entwurf aus, 76 dagegen. °

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
Forschung

Die grosse Kammer beugte sich in der Wintersession 2020 Uber das Horizon-Paket
2021-2027. Mehrere Rednerinnen und Redner betonten dabei die Wichtigkeit der
Erneuerung dieses Forschungsabkommens mit der EU. Nur so kdnne die Schweiz bei
der Forschung auf Niveau «Champions League» mitspielen, argumentierte Christian
Wasserfallen (fdp, BE). Die Finanzierungsbotschaft wurde aber nicht von allen Parteien
vollstdndig unterstitzt. Wahrend eine Minderheit um Diana Gutjahr (svp, TG) die Vorlage
an den Bundesrat zurlckweisen wollte, um ein alternatives, nationales Programm
ausarbeiten zu lassen, wollte eine weitere Minderheit Keller (svp, NW) die vom
Bundesrat budgetierte Reserve von CHF 614 Mio. auf CHF 466 Mio. reduzieren. Beide
Antrage wurden abgelehnt. Ebenfalls keine Mehrheit fanden zwei Antréage von links-
gruner Seite, welche die Verpflichtungen fir das Euroatom-Programm auf Ende 2025
befristen wollten. Zu reden gaben des Weiteren insbesondere folgende zwei Punkte: Im
Horizon-Programm 2021-2027 wird der Finanzierungsmechanismus gedndert. Neu zahlt
jeder Staat so viel ins Programm ein, wie wieder an die Forscherinnen und Forscher
ausbezahlt wird (pay as you go Prinzip). Es ist also nicht mehr méglich, mehr Mittel zu
beziehen als einzubezahlen. Diese Neuerung sei gemass Claudia Friedl (sp, SG) in der
Kommission bedauert worden, kénne aber nicht rickgangig gemacht werden. Zudem
habe die EU generell mehr Geld fur das Programm budgetiert als in der vergangenen
Periode, weshalb auch die Schweiz einen héheren Betrag aufwenden musse. Der zweite
Punkt betraf die generellen Beziehungen der Schweiz zur EU. Christian Wasserfallen
und auch Forschungsminister Parmelin betonten im Rat, dass die Assoziierung an das
Horizon-Paket nichts mit dem Rahmenabkommen zu tun habe. Fir Angelika Kalt,
Direktorin des SNF, war die Sache allerdings nicht so klar. Geméss Kalt ware es moglich,
dass die EU die Verabschiedung des Rahmenabkommens voraussetzt, damit die Schweiz
an Horizon teilnehmen kénne.

In der Schlussabstimmung sprach sich der Nationalrat deutlich fur die Zustimmung zum
Horizon-Paket respektive zum Start der Verhandlungen des Bundesrates mit der EU aus.
138 Personen stimmten daflr, 49 Mitglieder der SVP stimmten dagegen, eine Person
enthielt sich der Stimme (ebenfalls SVP). ’
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Noch in der Herbstsession 2020 bereinigte das Parlament die verbliebenen zwei
Differenzen der Kulturbotschaft 2021-2024.

Bei der ersten Differenz handelte es sich um die Frage, wie hoch die Finanzhilfen des
BAK ausfallen sollten. Der Nationalrat wollte das bundesratliche Budget um CHF 1.2 Mio.
fur «Memoriav» aufstocken, der Standerat stattdessen um CHF 800'000 fur die
schweizerische Fotostiftung. Eine Mehrheit der WBK-NR wollte an der nationalratlichen
Version festhalten, da sie die Foérderung von «Memoriav» als dringend notwendig
erachtete, wahrend eine Minderheit Gutjahr (svp, TG) in Anbetracht der tieferen
Aufgabenlast von Memoriav, weil der SRG neu die Archivierung selbst durchfuhrt, auf
eine Aufstockung verzichten wollte. Die dadurch freiwerdenden Mittel kénnten bei der
Schweizer Fotostiftung eingesetzt werden, wie Gutjahr argumentierte. Mit 99 zu 96
Stimmen  (bei 3  Enthaltungen) folgte der Nationalrat knapp seiner
Kommissionsmehrheit. Ebenfalls erfolglos (mit 114 zu 81 Stimmen bei 3 Enthaltungen)
blieb eine Minderheit Fivaz (gp, NE), welche auch die vom Sténderat beschlossene
Aufstockung fur die Fotostiftung vornehmen wollte.

Der Stéanderat folgte daraufhin stillschweigend der Version des Nationalrates, womit die
erste Differenz beseitigt werden konnte. Es liege in der Entscheidungsmacht des
Bundesrates, welcher Organisation welche Betrage zugesprochen wuirden, hatte
Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG) zuvor erlgutert.

Beim Bundesbeschluss Uber den Zahlungsrahmen fir den Bereich «Sprache und
Verstandigung>» sprach sich die WBK-NR erneut flr die nationalrédtliche Aufstockung
zur Férderung der ratoromanischen Sprache und gegen die standerétliche Aufstockung
fur die Strategie «Austausch und Mobilitat» aus, wahrend eine Minderheit Locher
Benguerel (sp, GR) die zusatzlichen Mittel fir Sprachaufenthalte sprechen wollte - auch
in Anbetracht einer angenommenen Motion der WBK-NR (Mo. 20.3918). Der Nationalrat
folgte seiner Kommissionsmehrheit, woraufhin der Stdnderat auch diesem Entscheid
beipflichtete. Mit 23 zu 21 Stimmen sprach er sich in Ubereinstimmung mit der
Kommissionsmehrheit gegen einen Kompromissvorschlag von Johanna Gapany (fdp, FR)
flr eine um die Halfte reduzierte Aufstockung um CHF 5 Mio. aus.

Da damit alle Differenzen bereinigt waren, war die Vorlage noch in derselben Session
fur die Schlussabstimmungen bereit. Abgestimmt werden musste derweil nur noch
Uber die vier Bundesgesetzesanderungen, da die bereits genehmigten Finanzbeschllsse
nicht dem Referendum unterlagen und somit keine Schlussabstimmungen notig waren.
Beide Kammern nahmen in der Folge alle vier Gesetzesdnderungen deutlich mit
einzelnen Gegenstimmen und Enthaltungen, oder gar einstimmig an. Alle Stimmen
gegen die Vorlagen stammten von Mitgliedern der SVP-Fraktion. Als einziges Geschaft
der Kulturbotschaft 2021-2024 war somit die Revision des Filmgesetzes noch offen, mit
welcher sich der Standerat in der Sommersession 2021 als Zweitrat befasste.

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Konservative und Rechte Parteien

Das der CVP/EVP-Fraktion angehdrende Zweiergespann im Nationalrat bestehend aus
der Bernerin Marianne Streiff und der Zurcherin Maja Ingold trug entscheidend dazu
bei, dass die 6. IV-Revision scheiterte. Es war der Antrag von Ingold, die Kirzung von
Zusatzrenten aus der Vorlage zu streichen, der eine Mehrheit fand und die Vorlage
letztlich zum Kippen brachte. Ingold bedauerte zwar, dass keine strukturellen
Verbesserungen erzielt werden konnten, befurchtete als ehemalige Sozialvorsteherin
von Winterthur aber, dass mit den geplanten Kirzungen die Kosten auf die Kantone und
Gemeinden verlagert worden wéren, wie sie an einer Versammlung in Zirich erklarte. ?
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